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Drucksache Nr. 4421 


Antrag 

der Fraktionen der FDP, CDU/CSU, DP und der 
Abgeordneten Jahn, Herrmann, Faller 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Beförderungsteuergesetzes 

Das Beförderungsteuergesetz vom 29. Juni 
1926 (Rcichsgesetzbl. I S. 357) in der am 

1. Juni 1953 geltenden Fassung wird wie folgt 
geändert: 

l.§ 1 erhält die folgende Fassung: 

« § 1 

(1) Der Beförderungsteuer unterliegen: 

1. die Beförderung von Personen und Gü- 
tern auf Schienenbahnen aller Art ein- 
schließlich des Eisenbahnfährbetriebs, 
die Beförderung von Personen jedodi 
nur, soweit sie gegen Entgelt durchge- 
führt wird, 

2. die Beförderung von Personen und 
Gütern mit Kraftfahrzeugen, wenn ein 
Unternehmer gegen Entgelt im Rah- 
men seines Unternehmens tätig wird, 
und zwar auch entgeltliche Beförderun- 
gen durch die Deutsche Bundesbahn 
oder durch die Deutsche Bundespost, 

3. die Beförderung von Gütern im Werk- 
verkehr in Kraftfahrzeugen, deren 
Nutzlast mehr als 750 kg beträgt. 

Die Besteuerung findet nur statt, soweit 
die Beförderung im Inland vorgenommen 
wird. 


(2) Bei der Beförderung von Personen 
mit Kraftomnibussen sind als Entgeh 
auch wirtschaftliche Vorteile anzusehen, 
die mittelbar für die Wirtschaftlichkeit 
einer anderen auf diese Weise geförderten 
Erwerbstätigkeit erstrebt werden. 

(3) Werkverkehr im Sinn des Ab- 
satzes 1 Ziff. 3 ist jede Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen für eigene 
Zwecke eines Unternehmens, wenn die 
Beförderung unmittelbar oder mittelbar 
durch das Unternehmen durchgeführt 
wird. Als Werkverkehr gilt auch das 
Abschleppen von Kraftfahrzeugen durch 
Abschlepp- oder Reparaturbetriebe so- 
wie die Beförderung in besonders ein- 
gerichteten Vorführungswagen zum aus- 
schließlichen Zweck der Werbung oder 
Belehrung. 

Werkverkehr ist nicht gegeben, 

1. wenn entgeltlicher Güterverkehr (§ 1 
Abs. 1 Ziff. 2) vorliegt, 

2. wenn und insoweit die Güter innerhalb 
einer Betriebsstätte des Unternehmens 
befördert werden. 

(4) Der Begriff des Unternehmers und 
des Unternehmens richtet sich nach dem 
Umsatzsteuerrecht. 

(5) Der Brief- und Paketverkehr der 
Bundespost unterliegt nicht der Steuer.“ 
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2. § 24 erhält folgende Fassung: 

» § 24 

Der Bundesminister der Finanzen kann 
durch Rechtsverordnung bestimmen, daß 
und unter welchen Voraussetzungen die 
Steuer in besonderen Fällen durch Fest- 
setzung eines Pauschbetrages zu berechnen 
ist. Dies gilt insbesondere dann, wenn die 
Feststellung der Steuerbeträge mit Schwie- 
rigkeiten und Kosten verbunden wäre, 
die zur Höhe der Steuer in keinem ange- 
messenen Verhältnis stünden.“ 

Artikel 2 
Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 

Rechtsvorschriften zu erlassen über 

1. die nähere Bestimmung der im Beförderung- 
steuergesetz verwendeten Begriffe, 

2. die Abgrenzung der Steuerpflicht sowie den 
Umfang der Ausnahmen von der Besteue- 
rung und der Steuerermäßigungen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleichmäßigkeit der 
Besteuerung und zur Beseitigung von Un- 
billigkeiten in Härtefällen erforderlich ist, 

3. die Festsetzung von Durchschnittbeförde- 
rungsentgelten, insbesondere im grenzüber- 
schreitenden Personen- und Güterverkehr, 
sowie im inländischen Werkverkehr und im 
inländischen Personenverkehr mit Kraft- 
fahrzeugen, 

4. die Zuständigkeit, den Umfang der Besteue- 
rungsgrundlage, den Steuersatz bei Einrech- 
nung der Steuer in den Beförderungspreis, 

5. das Besteuerungsverfahren, insbesondere die 
von den Steuerpflichtigen zu erfüllenden 
Pflichten und die Beistandspflicht Dritter. 


(2) Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Beförderung- 
steuergesetzes und der Durchführungsbestim- 
mungen zum Beförderungsteuergesetz in der 
jeweils geltenden Fassung mit neuem Datum, 
unter neuer Überschrift und in neuer Para- 
graphenfolge bekanntzumachen und dabei Un- 
stimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 

Artikel 3 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Reditsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er- 
mächtigungen erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

Artikel 4 
Schlußvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Beginn des 
auf seine Verkündung folgenden dritten Ka- 
lendermonats in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten entgegenstehende 
Vorschriften außer Kraft. 

Bonn, den 3. Juni 1953 

Dr. Wellhausen und Fraktion 
Dr, von Brentano und Fraktion 
Dr. von Merkatz und Fraktion 
Jahn 

Herrmann 

Faller 
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